
AKTUELLE FORSCHUNGSERGEBNISSE

20 ifo Dresden berichtet 5/2019

einigen Studien wird lediglich ein Zusammenhang mit Eigen-
tumsdelikten aufgezeigt. So findet zum Beispiel Spenkuch 
(2014) einen positiven Effekt von Zuwanderern auf Eigentums-
delikte in den USA. Für Großbritannien berichten Bell et al. 
(2013) in ihrer Analyse von einem Effekt von Flüchtlingen auf 
Eigentumsdelikte, nicht aber von anderen Zuwanderer-
gruppen. Für Italien finden Bianchi et al. (2012) nur einen 
 positiven Effekt auf Raubdelikte. Bei einer Analyse mit Daten 
des European Social Survey für mehrere europäische Länder 
zeigt sich dagegen kein Zusammenhang (Nunziata 2012). 
 Piopiunik und Ruhose (2017) betrachten Aussiedler in 
Deutschland und berichten von einem positiven Effekt auf die 
Anzahl von Straftaten in Westdeutschland.2

ENTWICKLUNG DES ZUSAMMENHANGS IN 
 DEUTSCHLAND ÜBER DIE ZEIT

Die Daten zur Kriminalität basieren auf den bei der Polizei an-
gezeigten Straftaten aus der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) des Bundeskriminalamtes. Zum Zeitpunkt der Anzeige 
ist die Identität der Täter oft nicht oder nicht eindeutig be-
kannt; deshalb beinhalten diese Daten keine Aussage über die 
Staatsbürgerschaft der (vermuteten) Täter. Die Daten zu den 
Zuwanderern kommen vom Ausländerzentralregister (AZR), 
das vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wird. Zuwan-
derer sind alle Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft, 
aber mit legalem Wohnsitz in Deutschland. Illegale Zuwande-
rer sind nicht erfasst.

Abbildung 1a zeigt die Anzahl der in Deutschland leben-
den Zuwanderer und die Anzahl der bei der Polizei angezeig-
ten Straftaten für den Zeitraum von 1993 bis 2018. Insb. für die 
letzten zehn Jahre gibt es bei dieser Gegenüberstellung 

Zuwanderung ist in vielen Ländern ein kontroverses Thema. 
Einige treibt die Sorge um, dass Zuwanderer die wirtschaft-
liche Prosperität oder die kulturelle Identität gefährden. Auch 
die subjektive Wahrnehmung, dass Zuwanderer mit größerer 
Wahrscheinlichkeit kriminell sind, beeinflusst die allgemeine 
Einstellung gegenüber den Zuwanderern selbst und gegen-
über der Zuwanderungspolitik allgemein. Zum Beispiel stimm-
ten in einer Umfrage des Sachverständigenrats für  Integration 
und Migration (2018) 26% der Befragten ohne Migrations-
hintergrund in Deutschland der Aussage zu, dass Zuwanderer 
die Kriminalität erhöhen; 48% sahen dies speziell bei Flücht-
lingen gegeben. Nach einer Umfrage des Instituts für Demo-
skopie Allensbach glaubten 80%, dass durch die Flüchtlinge 
die Kriminalität in Deutschland gestiegen ist ( Köcher 2016). 

Nach der ökonomischen Theorie lässt sich nicht eindeu-
tig schlussfolgern, ob Zuwanderer verglichen mit Deutschen 
mit größerer oder kleinerer Wahrscheinlichkeit Straftaten 
 begehen. Zuwanderer sind hier in Übereinstimmung mit der 
amtlichen Statistik als Personen definiert, die in Deutschland 
legal ihren Wohnsitz haben, aber keine deutsche Staats-
bürgerschaft besitzen. Zuwanderer könnten auf der einen 
Seite einen größeren Anreiz haben, Straftaten zu begehen, da 
sie im Durchschnitt schlechtere Möglichkeiten als Deutsche 
auf dem Arbeitsmarkt haben. Dadurch werden illegale Tätig-
keiten attraktiver. Auf der anderen Seite müssen Zuwanderer 
jedoch damit rechnen, bei einer Verurteilung ausgewiesen zu 
werden, was eine größere abschreckende Wirkung haben 
kann.1 Ob beide Aspekte für den Zusammenhang zwischen 
Zuwanderung und Kriminalität in Deutschland gleicher-
maßen relevant sind, ist eine empirische Frage, die im Mittel-
punkt unserer Studie steht.

Die empirische Evidenz zum Zusammenhang zwischen 
Zuwanderung und Kriminalität unterschiedet sich für unter-
schiedliche Länder und unterschiedliche Gruppen von 
 Zuwanderern. Die meisten Studien finden aber keinen Zu-
sammenhang zwischen der Anzahl an Zuwanderern und der 
Anzahl an Straftaten; dies gilt auch für Gewaltkriminalität. In 
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gestellt, die pro Jahr weniger als 500 000-mal zur Anzeige 
 gebracht wurden. Hier findet sich lediglich bei Rauschgift-
delikten ein Hinweis auf einen möglichen Zusammenhang mit 
Zuwanderung. Die Straftaten gegen das Aufenthalts-, Asyl- 
und Freizügigkeitsgesetz zeigen zwischen 2014 und 2017  
einen im Vergleich zu den anderen Jahren hohen Wert.  

 keinen Hinweis auf einen positiven Zusammenhang. Eine ge-
trennte Betrachtung von Ost- und Westdeutschland für den 
Zeitraum von 2003 bis 20163 liefert ein ähnliches Bild (vgl. 
Abb. 1b).

Dies gilt auch, wenn man unterschiedliche Untergruppen 
von Straftaten betrachtet. In Abbildung 2a sind Straftaten dar-

Abb. 1a
Angezeigte Straftaten und Zuwanderer, Deutschland 1993 – 2018
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), Tabelle 12521-0001; Bundeskriminalamt (2019), PKS 2018 – Zeitreihen Übersicht Falltabellen (erfasste Fälle).

Abb. 1b
Angezeigte Straftaten und Zuwanderer, Ost- und Westdeutschland 2003 – 2016

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), Tabelle 12521-0001; Bundeskriminalamt (2019), PKS 2018 – Übersicht Länder-, Kreis- und Städtedaten – Falltabellen (erfasste Fälle).
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Um den möglichen Zusammenhang mit Rauschgiftdelikten 
näher zu betrachten, zeigt Abbildung 3 getrennt für Ost- und 
Westdeutschland die Entwicklung der Zuwanderer und der 
angezeigten Rauschgiftdelikte. Auch bei dieser disaggregier-
ten Darstellung finden sich Hinweise für einen Zusammen-
hang sowohl für Ost- wie auch Westdeutschland.

Bezogen auf die Anzahl der Zuwanderer lässt sich aber kein 
systematischer Zusammenhang erkennen. Auch bei Straf-
taten, die in einigen Jahren öfter als 500 000-mal zur Anzeige 
gebracht wurden, lässt sich kein Zusammenhang mit Zuwan-
derung  erkennen (vgl. Abb. 2b).

Abb. 2a
Straftaten (mit weniger als 500 000 Anzeigen) und Zuwanderer, Deutschland 1993 – 2018

0

2

4

6

8

10

12

0,0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

M
ill

io
ne

n

M
ill

io
ne

n

Wohnungseinbruchdiebstahl

Rauschgiftdelikte

Straftaten gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freizügigkeitsgesetz/EU

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung

Zuwanderer (rechte Achse)

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), Tabelle 12521-0001; Bundeskriminalamt (2019), PKS 2018 – Zeitreihen Übersicht Falltabellen (erfasste Fälle).

Abb. 2b
Straftaten (mit zum Teil mehr als 500 000 Anzeigen) und Zuwanderer, Deutschland 1993 – 2018
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es sich bei dem Kreis um eine kreisfreie Stadt handelt. Damit 
sollen Faktoren erfasst werden, die unabhängig von Zuwan-
derung einen Einfluss auf Kriminalität haben können.

Es lässt sich weder für die gesamte Anzahl an Straftaten 
noch für die einzelnen Kategorien ein systematischer Zusam-
menhang identifizieren. Auch eine detailliertere Unterschei-
dung der Zuwanderer nach Geschlecht, Altersgruppe oder 
Herkunftsregion führt zu keinem anderen Ergebnis. Lediglich 
für die Altersgruppe der 15- bis 19-Jährigen sowie für Zuwan-
derer aus Nord- und Südamerika zeigen sich in einzelnen 
 Fällen Hinweise auf einen positiven Zusammenhang. Da be-
sonders in den letzten Jahren Flüchtlinge im Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses standen, betrachteten wir zudem ge-
trennt Zuwanderer aus den jeweiligen fünf Haupt-Herkunfts-
ländern der Asylsuchenden in dem jeweiligen Jahr sowie 
 Zuwanderer, die als schutzsuchend gelten. Hier zeigt sich 
 lediglich für Wohnungseinbruchdiebstahl ein schwach signifi-
kanter Zusammenhang mit Schutzsuchenden.

Die Kreise in Deutschland sind in der Regel flächenmäßig 
nicht sehr groß. Somit ist es möglich, dass Straftaten nicht in 
dem Kreis begangen werden, in dem sich der Wohnsitz befin-
det, sondern in einem der Nachbarkreise. In der Tat deuten 
die Ergebnisse auf einen indirekten Zusammenhang über 
Kreisgrenzen hinweg bei Rauschgiftdelikten hin.

Diese Ergebnisse liefern jedoch keine abschließende Ant-
wort darauf, ob es eine Ursache-Wirkung-Beziehung zwischen 
Zuwanderung und Kriminalität gibt. Mehr Zuwanderer könn-
ten bspw. zu einem Anstieg der angezeigten Straftaten führen, 
ohne dass sich die Zahl der Straftaten selbst verändert hat. 
Ebenso könnte eine größere Anzahl an Zuwanderern mehr 
Polizeipräsenz zur Folge haben. Dies könnte zu mehr entdeck-

Allerdings kann eine graphische Gegenüberstellung nur dazu 
dienen, einen ersten Eindruck zu gewinnen. Um belastbare 
Ergebnisse zu erhalten, ist eine umfassende Analyse erforder-
lich.

UNSERE STUDIE

Für unsere Studie untersuchen wir 391 Landkreise und kreis-
freie Städte in Deutschland für die Jahre 2003 bis 2016.4 Für 
diese Kreise betrachten wir neben der gesamten Anzahl an 
Straftaten folgende vier Kategorien: Wohnungseinbruchdieb-
stahl, Sachbeschädigung, Rauschgiftdelikte und Straßenkri-
minalität. Die gesamte Anzahl an Straftaten umfasst alle Arten 
von Straftaten, die zur Anzeige gebracht werden. Wohnungs-
einbruchdiebstahl bezieht sich auf Diebstahl im Zusammen-
hang mit einem Wohnungseinbruch. Sachbeschädigung um-
fasst Straftaten, die eine rechtswidrige Beschädigung oder 
Zerstörung einer fremden Sache zur Folge haben. Rauschgift-
delikte sind Straftaten wegen Verstoßes gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz einschließlich Drogenhandel. Die Straftaten, 
die als Straßenkriminalität kategorisiert werden, sind Taten, 
die im öffentlichen Raum einschließlich öffentlicher Verkehrs-
mittel verübt werden. Dazu zählen unter anderem Taschen-
diebstahl, Raubüberfall und überfallartige Vergewaltigung.5

In einem ersten Schritt untersuchen wir den Zusammen-
hang zwischen Zuwanderung und Kriminalität mit Hilfe öko-
nometrischer Schätzmethoden, ohne die Ursache-Wirkung- 
Beziehung genauer zu betrachten. Dazu berücksichtigen wir 
für die betrachteten Kreise unter anderem die Einwohnerzahl, 
die Wirtschaftskraft (Bruttoinlandsprodukt), die Arbeitslosen-
rate, ob der Kreis in West- oder Ostdeutschland liegt und ob 

Abb. 3
Straftaten und Zuwanderer, Ost- und Westdeutschland 2003 – 2016

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

0,00

0,05

0,10

0,15

0,20

0,25

0,30

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

M
ill

io
ne

n

M
ill

io
ne

n

Rauschgiftdelikte - Ost Rauschgiftdelikte - West

Zuwanderer - Ost (rechte Achse) Zuwanderer - West (rechte Achse)

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), Tabelle 12521-0001; Bundeskriminalamt (2019), PKS 2018 – Übersicht Länder-, Kreis- und Städtedaten – Falltabellen (erfasste Fälle).



AKTUELLE FORSCHUNGSERGEBNISSE

24 ifo Dresden berichtet 5/2019

abschreckende Effekt entfällt. Vor diesem Hintergrund lassen 
sich die verschiedenen Ergebnisse für Aussiedler und andere 
Zuwanderer nachvollziehen.

In Übereinstimmung mit anderen Studien lässt sich für 
die Gesamtzahl an Straftaten und für die einzeln betrachteten 
Straftaten kein kausaler Effekt von Zuwanderung und Krimi-
nalität identifizieren. Lediglich für Rauschgiftdelikte finden 
sich Hinweise auf einen ursächlichen Zusammenhang.
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1  Die Verpflichtung zur Ausreise kann sowohl bei EU-Bürgern (bei Verlust 
des Aufenthaltsrechts) als auch bei Nicht-EU-Bürgern (durch Ausweisung) 
festgestellt werden. Die Anforderungen unterscheiden sich jedoch und sind 
bei EU-Bürgern deutlich höher. Bei Nicht-EU-Bürgern ist z. B. eine general-
präventive Ausweisung möglich, bei EU-Bürgern nicht. In allen Fällen muss 
die Verhältnismäßigkeit beachtet werden; insb. nach langem Aufenthalt 
ist eine Ausweisung oft unzulässig. Detaillierte Daten sind nicht verfügbar. 
Indirekte Evidenz deutet darauf hin, dass Ausweisungen im Zusammen-
hang mit Straftaten oder aus generalpräventiven Gründen nicht sehr 
zahlreich sind, aber stattfinden – wie auch immer wieder in den Medien 
dokumentiert. Auch lässt sich ein Anstieg seit Beschluss des Gesetzes zur 
erleichterten Ausweisung von straffälligen Ausländern beobachten, durch 
das 2016 der Paragraph zur Ausweisung im Aufenthaltsgesetz geändert 
wurde. Empirische Studien (Miles und Cox 2014 und Pinotti 2015), die die 
abschreckende Wirkung der Abschiebung bewerten, haben für die USA 
und Italien einen negativen Effekt von Ausweisungswahrscheinlichkeit auf 
Kriminalität gefunden.

2  Nunziata (2012) ist die einzige Mikrostudie, alle anderen Studien sind auf 
Kreisebene (NUTS 3).

3  Dieser Zeitraum liegt der im Folgenden präsentierten Untersuchung 
 zugrunde. Die stärker disaggregierten Daten aus der PKS – hier getrennt  
für West- und Ostdeutschland – sind nur für einen kürzeren Zeitraum 
 vorhanden als die weniger aggregierte Daten – hier für Deutschland.

4  Für eine ausführlichere Beschreibung, vgl. Maghularia und Uebelmesser 
(2019).

5  Die Analyse auf Kreisebene ist aus Gründen der Datenverfügbarkeit erst ab 
2003 und nur für die genannten Unterkategorien möglich. 

ten Straftaten führen, selbst wenn es keine Veränderung bei 
den Straftaten gibt.6 Wichtig ist zudem, mögliche umgekehrte 
Ursache-Wirkung-Beziehungen zu berücksichtigen. Zuwan-
derer könnten z. B. bewusst in Gegenden mit niedriger Krimi-
nalität ziehen, da diese Gegenden oft durch ein gutes wirt-
schaftliches Umfeld, insb. einen dynamischen Arbeitsmarkt 
gekennzeichnet sind. Aber genauso könnten Gegenden mit 
hoher Kriminalität von Zuwanderern gewählt werden, wenn 
dort bspw. die Mieten niedriger sind. Wenn dies nicht berück-
sichtigt wird, dann würde im ersten Fall der Zusammenhang 
zwischen Zuwanderung und Kriminalität unterschätzt und im 
zweiten Fall überschätzt werden.

Um mögliche Ursache-Wirkung-Beziehungen korrekt 
identifizieren zu können, nutzen wir die Methode der soge-
nannten Instrumentenvariablen. Dafür machen wir uns in An-
lehnung an Spenkuch (2014), Bell et al. (2013) und Bianchi et 
al. (2012) die Tatsche zu nutzen, dass Zuwanderer ihren Wohn-
sitz normalerweise nicht zufällig wählen. Neben den oben 
erwähnten, möglichen Gründen für eine Wohnsitzwahl spielt 
oft eine Rolle, wo sich schon davor Zuwanderer aus dem glei-
chen Herkunftsland niedergelassen haben. Ein Anstieg oder 
Rückgang des Zuzugs aus einem bestimmten Herkunftsland 
in Deutschland sollte sich dann in den Kreisen proportional 
entsprechend der Attraktivität der Kreise für Zuwanderer aus 
diesem Herkunftsland in der Vergangenheit auswirken. Alter-
nativ lässt sich auch auf Veränderungen der Anzahl der Zu-
wanderer in anderen Ländern zurückgreifen, um eine Nähe-
rung der  Anzahl der Zuwanderer in den Kreisen zu erhalten, 
die nicht durch die oben erwähnte mögliche Beeinflussung 
der  Wohnsitzwahl durch die Kriminalität in den Kreisen ver-
zerrt ist (vgl. Bianchi et al. 2012).

Mit dieser Methode lassen sich die Ursache-Wirkung-Be-
ziehungen identifizieren. Wir finden, dass eine Erhöhung der 
 Anzahl der Zuwanderer um 10% zu einem Anstieg der Rausch-
giftdelikte um 3% führt, wobei dieser Effekt etwas stärker in 
Ostdeutschland ist, wie zusätzliche Schätzungen zeigen.7 Hin-
weise auf diesen Zusammenhang hatten sich bereits in der 
graphischen Gegenüberstellung (vgl. Abb. 2a) sowie bei der 
Betrachtung der möglichen Zusammenhänge über Kreis-
grenzen hinweg angedeutet. Für Wohnungseinbruchdieb-
stahl, Sachbeschädigung, Straßenkriminalität sowie für die 
 Gesamtzahl der Strafdaten lässt sich dagegen kein kausaler 
 Effekt finden.

Auf den ersten Blick scheinen diese Ergebnisse im Wider-
spruch zu den Ergebnissen von Piopiunik und Ruhose (2017) 
zu stehen, die einen positiven Effekt von Aussiedlern auf die 
Anzahl von Straftaten in Westdeutschland für die Zeit von 
1996 bis 2005 gefunden haben. Neben dem Fokus auf West-
deutschland und der unterschiedlichen Zeitperiode gibt es 
einen wichtigen theoriebasierten Grund für die unterschied-
lichen Ergebnisse: Aussiedler erhalten im Gegensatz zu ande-
ren Zuwanderern sofort bei ihrer Einreise die deutsche Staats-
bürgerschaft. Das bedeutet, dass sie im Falle einer Verurteilung 
wegen einer Straftat keine Ausweisung zu fürchten haben. 
Gleichzeitig sind Aussiedler zumindest am Anfang mit einem 
ähnlich schwierigen Arbeitsmarkteinstieg konfrontiert wie 
viele andere Zuwanderer. Der sich daraus ergebende höhere 
Anreiz zu kriminellen Tätigkeiten ist somit vergleichbar, 
 während der mit einer möglichen Ausweisung verbundene 
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6  Die PKS wird aus unterschiedlichen Gründen kritisiert: Zum Beispiel werden 
Straftaten nach Ländergesetzen sowie Staatsschutz- und Verkehrsdelikte 
oder Straftaten mit Tatort im Ausland nicht erfasst. Zudem gibt es eine hohe 
Zahl an nicht angezeigten Straftaten, wobei sich die Wahrscheinlichkeit, 
mit der Straftaten angezeigt werden, über die Straftaten und über die Zeit 
unterscheiden kann. Die Berücksichtigung von sogenannten „Kreis-Fix- 
Effekten“ in den Schätzungen erlaubt es, für spezifische Besonderheiten 
der Kreise zu kontrollieren. Die Betrachtung mehrerer unterschiedlicher 
Straftaten erlaubt es zudem, Veränderungen im Vergleich einzuordnen. 
So werden Daten zu Wohnungseinbruchdiebstahl oft als verhältnismäßig 
verlässlich angesehen, da aus Versicherungsgründen ein großer Anreiz 
besteht, Anzeige zu erstatten.

7  Dieses Ergebnis basiert auf der Instrumentenvariablen-Schätzung nach 
Spenkuch (2014); mit der Schätzung nach Bianchi et al. (2012) lässt sich 
kein kausaler Zusammenhang finden.




